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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Katharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Dr. Sepp Dürr, Jürgen Mis-
tol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Rechte Morde aufklären!   
Unabhängiges Forschungsprojekt zur Überprü-
fung von Tötungsdelikten mit möglichem rechts-
extremem Tathintergrund einrichten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ein unabhängi-
ges Forschungsprojekt zur Überprüfung von Tötungs-
delikten, bei denen aufgrund des politischen Hinter-
grunds der Täter, des Tathergangs und/oder der Tat-
sache, dass die Opfer Personengruppen zuzurechnen 
sind, die im rechtsextremen und rassistischen Denken 
als „lebensunwert“ oder „minderwertig“ stigmatisiert 
bzw. als „Feinde“ markiert werden, möglicherweise 
ein rechtsextremistischer Tathintergrund vorliegt, zu 
initiieren und mit ausreichenden finanziellen Mitteln 
auszustatten. 

Das Forschungsprojekt orientiert sich an der Projekt-
beschreibung des brandenburgischen Forschungspro-
jekts „Überprüfung umstrittener Altfälle – Opfer rechts-
extremer und rassistischer Gewalt“, das vom Moses 
Mendelssohn Zentrum für europäisch-jüdische Stu-
dien e.V. durchgeführt wird und von der brandenbur-
gischen Landesregierung initiiert wurde. 

Zur Sicherung der Unabhängigkeit und wissenschaft-
lichen Freiheit des Forschungsprojekts wird den be-
auftragten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern ein uneingeschränkter Aktenzugang im Rahmen 
der rechtlichen Vorgaben und ein ergebnisoffener For-
schungsauftrag zugesichert; die Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler unterliegen keinerlei inhaltlicher 
oder politischer Vorgaben, Restriktionen oder Wei-
sungen. 

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Aufarbeitung 
werden in geeigneter Weise veröffentlicht. 

Begründung: 

Seit den 1990er Jahren kam es in Bayern verstärkt 
und wiederholt zu schweren Gewalttaten, bei denen 
ein rassistisches und/oder rechtsextremes Tatmotiv 
vorlag oder vermutet wurde. Besonders alarmierend 
waren und sind entsprechende Tötungsdelikte (Mord, 
Totschlag, Körperverletzung mit Todesfolge). Opfer 
dieser Straftaten entstammten in der Regel Perso-
nengruppen, die im rechtsextremen und rassistischen 
Denken als „lebensunwert“ oder „minderwertig“ stig-
matisiert bzw. als „Feinde“ markiert werden. Eine Re-
cherche des Berliner Tagesspiegels und der Wochen-
zeitung Die Zeit hat für den Zeitraum 1990-2013 in 
Bayern 13 Todesopfer rechter Gewalt benannt. Dazu 
zählen Klaus-Peter Beer, Carlos Fernando, Daniela 
Peyerl, Karl-Heinz Lietz, Horst Zillenbiller, Ruth Zillen-
biller, Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru, Habil 
Kiliç, Ismail Yasar, Theodoros Boulgarides, Andreas 
Pietrzak und Peter Siebert. Obwohl in allen Fällen 
starke Hin- bzw. Beweise auf einen rechtsextremisti-
schen Tathintergrund hindeuten, werden bislang von 
den Sicherheitsbehörden lediglich sechs Opfer offiziell 
als Todesopfer rechter Gewalt anerkannt (Carlos 
Fernando, Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru, Ha-
bil Kiliç, Ismail Yasar, Theodoros Boulgarides) – fünf 
davon erst in Folge der Selbstenttarnung des soge-
nannten Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU). 

Nach Bekanntwerden der NSU-Mordserie hat das 
Bundeskriminalamt 3.300 bislang ungeklärte Tötungs-
delikte und -versuche auf einen möglichen rechts-
extremen Tathintergrund untersucht. Laut Auskunft 
des Bundesinnenministeriums seien in 746 Fällen ent-
sprechende Anhaltspunkte gefunden worden, 45 da-
von beträfen Bayern. In der Antwort auf eine Anfrage 
zum Plenum der Abgeordneten Katharina Schulze 
(Bündnis 90/Die Grünen) vom 2. März 2015 (Drs. 
17/5587) erklärte das Staatsministerium des Innern, 
für Bau und Verkehr, dass in keinem der in Bayern 
untersuchten Fälle rechtsextremistische oder politi-
sche Tatmotive festgestellt worden seien. Dieses Er-
gebnis ist unseres Erachtens wenig glaubwürdig. Es 
erweckt den Eindruck, dass – wie schon bei der Auf-
arbeitung der NSU-Mordserie – eine Selbstkontrolle 
der Sicherheitsbehörden nicht funktioniert. Eine wis-
senschaftliche Herangehensweise in Form eines ent-
sprechenden Forschungsprojekts nach brandenburgi-
schem Vorbild garantiert neben der Unabhängigkeit, 
die bei internen Überprüfungen offenbar nicht gege-
ben ist, die für die Überprüfung der Fälle dringend 
benötigte wissenschaftliche Expertise. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Katharina Schulze u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/5755 

Rechte Morde aufklären! Unabhängiges For-
schungsprojekt zur Überprüfung von Tötungsde-
likten mit möglichem rechtsextremem Tathinter-
grund einrichten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Katharina Schulze 
Mitberichterstatter: Dr. Hans Reichhart 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Kom-
munale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen und der 
Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 30. Sitzung am 15. April 2015 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 66. Sitzung am 
5. Mai 2015 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Antrag in seiner  
36. Sitzung am 11. Juni 2015 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Ka-
tharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, 
Dr. Sepp Dürr, Jürgen Mistol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Drs. 17/5755, 17/6999 

Rechte Morde aufklären! Unabhängiges Forschungsprojekt zur 
Überprüfung von Tötungsdelikten mit möglichem rechtsextremen 
Tathintergrund einrichten 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim­

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der 

FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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